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(2) Die Verfügung ist der Wirtschaftseinheit unter Frist­
setzung zur Stellungnahme zuzuleiten. Von der Einleitung 
eines Kontrollverfahrens ist das übergeordnete Organ der 
Wirtschaftseinheit durch die Übersendung der Verfügung zu 
informieren. Von ihm kann ebenfalls eine Stellungnahme ge­
fordert werden.

§5
(1) Das Staatliche Vertragsgericht hat das Kontrollverfahren 

unter Mitwirkung von Schiedsrichtern und in enger Zusam­
menarbeit mit den übergeordneten Organen der Wirtschafts­
einheiten, den zuständigen staatlichen Organen sowie Kon­
trollorganen durchzuführen.

(2) Das Staatliche Vertragsgericht trifft Entscheidungen im 
Kontrollverfahren nach mündlicher Verhandlung. Die Ver­
handlung ist in der Wirtschaftseinheit durchzuführen, wenn 
das zur Erhöhung der erzieherischen Wirksamkeit des Ver­
fahrens geboten ist.

(3) Zur mündlichen Verhandlung sind zu laden:
1. die Wirtschaftseinheit, gegen die das Kontrollverfahren 

eingeleitet wurde,
2. die Wirtschaftseinheit, zu deren Gunsten auf Grund von 

Rechtsvorschriften die Zahlung eines Teils der Wirt­
schaftssanktion festgelegt werden kann.

Das Staatliche Vertragsgericht hat grundsätzlich gemäß § 34 
Abs. 2 SVG-VO das Erscheinen des Leiters der Wirtschafts­
einheit, gegen die ein Kontrollverfahren eingeleitet wurde, 
anzuordnen.

(4) Das Staatliche Vertragsgericht kann zur Mitwirkung an 
der mündlichen Verhandlung das zuständige übergeordnete 
Organ sowie weitere Wirtschaftseinheiten und übergeordnete. 
Organe laden.

(5) Im Kontrollverfahren wird nicht in Abwesenheit der 
Vertreter der Wirtschaftseinheit verhandelt und entschieden.

§ 6

(1) Die Entscheidung im Kontrollverfahren erfolgt durch 
Beschluß, der zu begründen ist.

(2) Mit der Entscheidung können Auflagen gemäß den §§ 22 
Abs. 5, 86 und 109 Abs. 4 des Vertragsgesetzes in Verbindung 
mit § 7 SVG-VO erteilt werden, um auf die Überwindung der 
Ursachen von Pflichtverletzungen, die Beseitigung von Män­
geln in der Leitungstätigkeit und die Durchführung von Maß­
nahmen zur Gewährleistung der Staatsdisziplin Einfluß zu 
nehmen.

(3) Das Kontrollverfahren wird auch dann durch Beschluß 
beendet, wenn die Voraussetzungen für eine Entscheidung 
gemäß § 3 Abs. 2 nicht vorliegen.

§7
(1) Das Staatliche Vertragsgericht hat die Entscheidung ge­

mäß § 3 Abs. 2 gegenüber den Wirtschaftseinheiten und ihren 
übergeordneten Organen auszuwerten. Die Auswertung kann 
mit der mündlichen Verhandlung oder mit der Kontrolle der 
Auflagenerfüllung verbunden werden. Die Entscheidungen 
sind den übergeordneten Organen zu übersenden.

(2) Verfahren von hoher erzieherischer Bedeutung sind un­
mittelbar in den Wirtschaftseinheiten auszuwerten. Dabei ist 
zu prüfen, inwieweit die Einbeziehung von Arbeitskollekti­
ven und die Mitwirkung gesellschaftlicher Organisationen der 
Wirtschaftseinheiten sowie von staatlichen Organen und Kon­
trollorganen zweckmäßig ist.

§ 8

Im Kontrollverfahren werden Kosten nur gemäß § 56 Abs. 2 
Ziff. 2 SVG-VO erhoben. Die Kosten trägt die Wirtschafts­

einheit, gegen die eine Entscheidung gemäß § 3 Abs. 2 ge­
troffen wurde.

§9
(1) Die Wirtschaftseinheiten und ihre übergeordneten Or­

gane können beim Vorsitzenden des Staatlichen Vertragsge­
richts gegen Entscheidungen in Kontrollverfahren Einspruch 
einlegen.

(2) Wird gegen eine Entscheidung über die Verpflichtung 
zur Zahlung einer Wirtschaftssanktion Einspruch eingelegt, 
ordnet der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts ein 
Nachprüfungsverfahren an. In diesem Fall darf eine Entschei­
dung über eine Verpflichtung zur Zahlung einer höheren 
Wirtschaftssanktion nicht getroffen werden.

(3) Bei der Zurückweisung von Einsprüchen und im Nach­
prüfungsverfahren werden Kosten gemäß § 8 erhoben.

§10
Die Regelungen dieser Durchführungsbestimmung' gelten 

auch für die Durchführung von Kontrollverfahren gegen staat­
liche Organe in den für sie durch Rechtsvorschriften festge­
legten Fällen von Verletzungen der Staatsdisziplin.

( § 11
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröf­

fentlichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Vierte Durchführungsbestimmung 
vom 15. Juni 1972 zur Verordnung über die Aufgaben und 
die Arbeitsweise des Staatlichen Vertragsgerichts — Schieds­
verfahren über die Verpflichtung zur Zahlung einer Wirt­
schaftssanktion — (GBl. II Nr. 45 S. 521) außer Kraft.

Berlin, den 6. Dezember 1983

Der Vorsitzende 
des Staatlichen Vertragsgerichts 

F l e g e l

Anordnung 
über die Verwertung von Beständen 

an metallurgischen Erzeugnissen
vom 20. Dezember 1983

Zur Verwertung nicht benötigter verbraucherseitiger Be­
stände an metallurgischen Erzeugnissen wird im Einverneh­
men mit den Leitern der zuständigen zentralen staatlichen 
Organe folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung gilt für
— staatliche Organe,
— volkseigene Kombinate, volkseigene und ihnen gleichge­

stellte Betriebe und Einrichtungen sowie sozialistische Ge­
nossenschaften, die verbraucherseitige Bestände an me­
tallurgischen Erzeugnissen halten (in folgendem Bestands­
halter genannt).

(2) Diese Anordnung gilt für die verbraucherseitigen Be­
stände an metallurgischen Erzeugnissen der ELN 121 und 122 
mit Ausnahme von Edelmetallen in jedem Zustand und Erzen 
sowie für Fittings der ELN-Nr. 135 97 100, soweit diese Be­
stände nicht zur Verschrottung nach den geltenden Rechtsvor­
schriften vorgesehen sind.


